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Zwischenbericht der von den Kantonen LU, OW, NW und ZG eingesetzten Arbeitsgruppe zu Handen der 70. ZRK vom 16. Mai 2002 betreffend gemeinsame

Opferhilfe in der Zentralschweiz

I. Ausgangslage

An der 66. Sitzung vom 4. Mai 2000 hatte die ZRK beschlossen, die gemeinsame Organisation der Opferhilfe im Raume Zentralschweiz als ZRK-Kernbereich der Zusammenarbeit aufzunehmen. Die Fachdirektorenkonferenz ZGDK wurde mit der Erarbeitung eines entsprechenden Projekts und der Berichterstattung an die ZRK im Frühjahr 2001 beauftragt. Die von der ZGDK in der Folge eingesetzte Arbeitsgruppe erstattete der ZGDK am 1. März 2001 Bericht
. Gestützt darauf unterbreitete die ZGDK der 68. ZRK vom 10. Mai 2001 ihren Bericht und Antrag
 .

An der 68. ZRK vom 10. Mai 2001 beschlossen die Kantone Luzern, Obwalden, Nidwalden und Zug, das Projekt einer koordinierten Opferhilfe im Sinne einer erweiterten Zusammenarbeit weiter zu verfolgen und insbesondere die Schaffung eines gemeinsamen Kompetenz- bzw. Dienstleistungszentrums anzustreben; die Kantone Uri und Schwyz sprachen sich dagegen aus.

Für die Leistung der notwendigen Vorarbeiten wurde eine Arbeitsgruppe eingesetzt, bestehend aus Vertretungen der vier Kantonsregierungen LU, OW, NW und ZG sowie kantonalen Fachleuten im Bereich Opferhilfe. An ihrer Grundsatz-Sitzung vom 20. Juni 2001 fasste diese Arbeitsgruppe unter dem Vorsitz von Regierungsrat Leo Odermatt NW folgende Beschlüsse:

1. Die Kantone LU, OW, NW und ZG verfolgen das Projekt gemeinsame Opferhilfe weiter. Die zuständigen Regierungsräte bilden dazu eine Behördengruppe. Sie beauftragt eine Arbeitsgruppe.

2. Die Arbeitsgruppe (bestehend aus Landammann Hanspeter Uster, Vorsitz, Michèle Kathriner, Andrea Heri, Margrith Brechbühl und Anton Pfleger) hat den Auftrag, ein Konzept mit Vorlage zu erarbeiten über:

a) Ein gemeinsames Dienstleistungszentrum der Kantone LU, OW, NW und ZG als eine Kompetenzstelle zur Entscheidvorbereitung zu Handen der kantonalen Entscheidgremien in Sachen Opferhilfe (Vorschuss, Schadenersatz, Genugtuung, weitergehende Massnahmen);

b) die Koordination und Finanzierung von Beratungsstellen, insbesondere der Spezialberatungen;

c) die gemeinsame Öffentlichkeitsarbeit.

3. Die Arbeitsgruppe verfügt über einen Projektkredit mit einem Kostendach von Fr. 50'000.--, verteilt auf die Kantone Luzern, 46,2 % oder Fr. 23'079.--; Obwalden 15,6 % oder Fr. 7'819.--; Nidwalden 16,2 % oder Fr. 8‘087.-- und Zug 22 % oder Fr. 11'015.--. Die Kantone bestätigen dem Kanton Zug umgehend die Kreditgutsprache.

Michèle Kathriner führt die Projektrechnung. Sie stellt den Kantonen die Beiträge in Rechnung und leistet die Entschädigungen. Mit dem Schlussbericht ist eine Schlussrechnung vorzulegen.

Aufträge der Arbeitsgruppe, die über die allgemeine Sitzungsarbeit hinausgehen, werden mit

Fr. 125.--/h entschädigt. Die Entschädigung geht an den Kanton der beauftragten Person.

4. Die Arbeitsgruppe erstellt Ende Oktober zuhanden der 69. ZRK einen Zwischenbericht sowie einen Schlussbericht im Frühling 2002. Die Umsetzung der gemeinsamen Opferhilfe ist für den 1.1.2003 geplant.

5. Dieser Beschluss wird z.K. den zuständigen Regierungsräten der Kantone Schwyz und Uri zugestellt.

Gestützt auf die Ergebnisse ihrer Sitzung vom 12. Juli 2001 erörterte die gemäss Ziff. 2 eingesetzte Arbeitsgruppe in Anwesenheit der zuständigen Regierungsrätin und Regierungsräte sowie ihrer für die Opferhilfe zuständigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unter der Leitung von Landammann Hanspeter Uster ZG am 17. Januar 2002 den Entwurf des der ZRK vorzulegenden Zwischenberichts; dieser wurde in der Folge leicht überarbeitet und danach verabschiedet. Hiermit erstattet die Arbeitsgruppe der 70. ZRK vom 16. Mai 2002 auftragsgemäss den folgenden

II.
Zwischenbericht
1.
Übersicht der Aufgaben und Leistungen der Kantone gemäss Opferhilfegesetz

a.
Gesetzliche Bestimmungen

Gemäss Opferhilfegesetz (OHG; SR 312.5) soll den Opfern von schweren Straftaten, die in ihrer physischen, sexuellen oder psychischen Integrität unmittelbar beeinträchtigt worden sind, wirksame Hilfe geleistet werden. Diese Hilfe erfolgt im wesentlichen durch Beratungsleistungen einerseits sowie durch finanzielle Unterstützung der Opfer anderseits (Art. 1 und Art. 2 Abs. 2 OHG).

Die Kantone sind von Gesetzes wegen verpflichtet, fachkompetente Beratungsstellen einzurichten und zu finanzieren. Diese Beratungsstellen leisten und vermitteln den Opfern medizinische, psychologische, soziale, materielle und juristische Hilfe (Art. 3 OHG); und dies unabhängig von den finanziellen Verhältnissen des Opfers und unabhängig von dessen Wohnsitz. Die reinen Beratungsleistungen oder die aufgrund der konkreten Umstände umgehend notwendigen Sofortmassnahmen (erste Notunterkunft, Überbrückungsgelder, erste medizinische oder psychologische Versorgung, anwaltschaftliche Erstberatung etc.) sind für das Opfer in jedem Fall unentgeltlich (Art. 3 Abs. 4, erster Satz, OHG) und damit vollständig durch die Kantone zu finanzieren. Die Kosten für weitere Hilfs- und Unterstützungsmassnahmen durch Dritte (längere psychotherapeutische Behandlung, anwaltschaftliche Vertretung im Strafverfahren oder gegenüber Versicherungen etc.) haben die Opferhilfestellen der Kantone je nach den persönlichen Verhältnissen des betroffenen Opfers ganz oder teilweise ebenfalls zu übernehmen (Art. 3 Abs. 4, letzter Satz, OHG). Kann das Opfer die ihm durch die erlittene Straftat entstandenen Rechtsansprüche auf Entschädigung und/oder Genugtuung von keinem Dritten, d.h. insbesondere weder vom Täter selber noch bei einer Versicherung erhalten, so kann es diese bei der zuständigen Opferhilfestelle des Tatortkantons geltend machen (Art. 11 Abs. 1 OHG).

Gestützt auf diese bundesrechtlichen Bestimmungen des OHG sind die Kantone verpflichtet, sowohl eigene Beratungsstellen anzubieten und zu finanzieren, als auch diejenigen Stellen zu bezeichnen, die zu entscheiden haben über:

-
Soforthilfemassnahmen (Art. 3 Abs. 4, erster Satz OHG);

-
Längerfristige Massnahmen (Art. 3 Abs. 4, letzter Satz OHG);

-
Entschädigungs- und diesbezügliche Vorschussleistungen (Art. 11ff und Art. 15 OHG);

-
Genugtuungsleistungen (Art. 12 Abs. 2 OHG).

b.
Fallbeispiel

Nachstehend soll anhand eines fiktiven Beispiels der konkrete Ablauf der Behandlung und Bearbeitung eines Opferhilfefalles illustriert werden:

Frau X ist bereits während Jahren Opfer von schweren Misshandlungen durch ihren Ehemann. Nach einer erneuten gewalttätigen Attacke greift die von einem Nachbarn alarmierte Polizei ein. Die Polizei weist Frau X auf das Opferhilfegesetz hin. Frau X wünscht die Übermittlung ihrer Adresse an eine Opferberatungsstelle. Die zuständige Opferberatungsstelle nimmt daraufhin mit Frau X Kontakt auf. Wegen des offensichtlich physisch und psychisch erheblich angeschlagenen Zustands von Frau X bringt sie die Mitarbeiterin der Beratungsstelle im Sinne einer ersten, unaufschiebbaren Soforthilfemassnahme zu einem Arzt; die ärztliche Behandlung gilt als Soforthilfemassnahme und ist für Frau X unentgeltlich (Art. 3 Abs. 4 OHG, erster Satz). Angesichts des offensichtlichen Risikos weiterer Gewaltanwendungen durch den Ehemann kann Frau X die sofortige Rückkehr in die eheliche Wohnung nicht zugemutet werden; die Opferberatungsstelle weist Frau X ebenfalls im Sinne einer unentgeltlichen Soforthilfe für 14 Tage in ein Frauenhaus ein.

Ein Gerichtstermin betreffend Zuweisung der ehelichen Wohnung, Unterhaltszahlungen des Ehemannes etc. kann jedoch trotz umgehender Bemühungen in diesen 14 Tagen noch nicht erwirkt werden. Frau X ist deshalb auf den Verbleib im Frauenhaus für zwei weitere Wochen angewiesen. Diese Massnahme im Sinne einer erweiterten Soforthilfe ist für das Opfer ebenfalls unentgeltlich. Die Kosten für Soforthilfemassnahmen, sei es im engeren oder im erweiterten Sinn, trägt der Kanton derjenigen Beratungsstelle, an die sich Frau X gewandt hat.

Gleichzeitig zeigt sich, dass Frau X durch die während Jahren erlebte Gewalt dringend auf eine psychotherapeutische Behandlung angewiesen ist. Da ihre Krankenkasse nur einen Teil der Therapiekosten übernimmt, und Frau X über keine finanziellen Mittel verfügt, werden die von der Krankenkasse nicht übernommenen Kosten der Psychotherapie von der Opferhilfe als längerfristige Massnahme bzw. weitere Hilfe gemäss Art. 3 Abs. 4 OHG übernommen. Auch hier werden heute die Kosten von dem Kanton getragen, von dessen Beratungsstelle Frau X betreut wird.

Sowohl bezüglich der Soforthilfemassnahmen als auch bezüglich der längerfristigen Massnahme erlässt – je nach kantonaler Regelung – entweder die mit dem Fall befasste Beratungsstelle oder die dafür zuständige Verwaltungsbehörde desjenigen Kantons, in dem Frau X die Beratungsstelle in Anspruch genommen hat, einen entsprechenden anfechtbaren Entscheid.

Im nachträglichen Strafverfahren wird der Ehemann wegen wiederholter schwerer Körperverletzung zu 2 Jahren Gefängnis verurteilt. Gleichzeitig wird er verpflichtet, seiner Ehefrau für den ihr durch die Straftat entstandenen finanzielle Schaden (beispielsweise infolge Arbeitsausfall während der Zeit ihres Aufenthalts im Frauenhaus) eine Entschädigung von Fr. 2'000.-- sowie für die ihr zugefügten psychischen Verletzungen eine Genugtuung von Fr. 3'000.-- zu zahlen. Da sich erweist, dass der Ehemann infolge Arbeitslosigkeit bzw. Strafvollzug nicht in der Lage ist, diesen finanziellen Verpflichtungen nachzukommen, macht Frau X die ihr vom Gericht zugesprochene Entschädigung und Genugtuung bei der Opferhilfebehörde des Tatortkantons geltend. Über ihr Gesuch entscheidet die zuständige Opferhilfestelle mittels anfechtbarer Verfügung.

2. Dienstleistungszentrum zur Erarbeitung von Entscheidentwürfen

a. Heutige Regelung in den einzelnen Kantonen

Die Entscheidkompetenzen und –zuständigkeiten betreffend Soforthilfe, weiterer Hilfe, Entschädigungs-/Vorschuss sowie Genugtuungsleistungen sind in den einzelnen Kantonen heute wie folgt geregelt:

Kanton
Soforthilfe
Weitere Hilfe
Entschädigung/ Vorschuss
Genugtuung

LU


Beratungsstellen (gemäss Vertrag, Richtlinien SVK), über vertragl. Kompetenz gemäss Kostengutsprache KSA
Beratungsstellen bis 1'500.--; darüber hinaus aufgrund Kos​tengutsprache Kt. Sozialamt
Kt. Sozialamt
Kt. Sozialamt

ZG
Beratungsstellen bis 500.--; darüber hinaus auf Grund Kostengutsprache Opferhilfestelle SD
Opferhilfestelle der Sicherheitsdirektion
Opferhilfestelle der Sicherheitsdirektion
Opferhilfestelle der Sicherheitsdirektion

NW
Beratungsstelle (= Kt. Rechtsdienst) gemäss Richtlinien SVK
Beratungsstelle (= Kt. Rechtsdienst)
Justiz- und Sicherheitsdirektion auf Instruktion Rechtsdienst
Justiz- und Sicherheitsdirektion auf Instruktion Rechtsdienst

OW
Beratungsstelle (= Kt. Sozialamt) gemäss Richtlinien des GS-Departements
Gesundheits- und Sozialdepartement
Verhöramt
Verhöramt

b. Dienstleistungszentrum zur Erarbeitung von Entscheidentwürfen zu Handen der Kantonalen Beschlussorgane

Die Arbeitsgruppe begrüsst ausdrücklich die an der 68. ZRK vom 10. Mai 2001 angeregte Schaffung eines zentralen Dienstleistungszentrums. Diese zentrale Stelle soll mit der unterschriftsreifen Vorbereitung der Entscheide betreffend Entschädigungs-, Genugtuungs- und Vorschussleistungen, betreffend Kostenübernahme von längerfristigen Hilfsmassnahmen im Sinne von Art. 3 Abs. 4 OHG sowie betreffend Gewährung einer erweiterten Soforthilfe beauftragt werden.

Konkret würde dies bedeuten, dass sämtliche Gesuche aus den vier Kantonen LU, ZG, NW und OW um finanzielle Leistungen – sei es betreffend erweiterter Soforthilfe oder längerfristiger Massnahmen, sei es betreffend Entschädigungs-/Vorschuss- oder Genugtuungsleistungen – vom Opfer oder dessen Rechtsvertreter an das zentrale Dienstleistungszentrum eingereicht bzw. durch die angerufene Opferberatungsstelle weitergeleitet werden. Das Dienstleistungszentrum bereitet gestützt auf die ihm eingereichten Unterlagen den Gesuchsentscheid bis zur Unterschriftenreife vor zu Handen der jeweiligen kantonalen Entscheidbehörde. Nach Prüfung dieses vorbereitenden Entscheids erlässt die gemäss kantonaler Regelung zuständige Behörde eine formelle Verfügung. Das Rechtsmittelverfahren richtet sich nach den jeweiligen kantonalen Bestimmungen.

Geht also beispielsweise beim Verhöramt des Kantons Obwalden ein Gesuch um Ausrichtung einer Entschädigungsleistung gemäss Art. 11ff OHG ein, wird dieses nach Erfassung in der Geschäftskontrolle umgehend an das Dienstleistungszentrum weitergeleitet und dort bearbeitet. Die bis zur Unterschriftenreife vollständig ausformulierte Verfügung wird dem zuständigen Verhöramt zu einer abschliessenden Prüfung und zum formellen Erlass zugestellt.

Mit der Schaffung eines solchen Dienstleistungszentrums könnte für alle beteiligten Kantone eine fachlich routinierte, hoch qualifizierte und insbesondere für den Raum Zentralschweiz einheitliche Rechtsprechung erreicht werden. Diesen Zielen misst die Arbeitsgruppe grosse Bedeutung zu. Denn es liegt auf der Hand, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die pro Jahr mit nur wenigen Opferhilfefällen befasst sind bzw. nur wenige Entscheide zu erarbeiten haben, die für diesen komplizierten und komplexen Bereich unabdingbare Routine nicht gewinnen können. Mangels Routine und des dadurch bedingten höheren Zeitaufwands fallen nun aber für den Erlass einer einzigen Verfügung verhältnismässig ungleich höhere Kosten, als wenn eine Stelle ausschliesslich und damit täglich mit dem Bereich Opferhilfe befasst ist. Im übrigen ist für eine qualifizierte Fallbearbeitung eine ständige Weiterbildung erforderlich. Der entsprechende finanzielle und personelle Aufwand muss heute auch von denjenigen Kantonen erbracht werden, die kaum Opferhilfefälle zu entscheiden haben.

Auch für die betroffenen Opfer ist kaum nachvollziehbar, wenn ihre Gesuche um finanzielle Leistungen in den einzelnen Kantonen der Zentralschweiz unterschiedlich bewertet bzw. berechnet und mit unterschiedlichem Ermessen entschieden werden.

Die zentrale Bearbeitung aller Opferhilfefälle bedingt allerdings, dass alle dem Dienstleistungszentrum angeschlossenen Kantone sich über die wesentlichen Grundsätze der konkreten Rechtsanwendung einigen können. Es bedarf dazu der Ausarbeitung von verbindlichen Richtlinien für das Dienstleistungszentrum, insbesondere bei Entscheiden über längerfristige Massnahmen und Genugtuungsleistungen, d.h. in denjenigen Bereichen, in denen das Opferhilfegesetz und die Opferhilfeverordnung des Bundes den zuständigen Behörden einen relativ grossen Ermessensspielraum gewähren.

In Bezug auf diejenigen Beratungsstellen, denen heute im Bereich der längerfristigen Massnahmen im Sinne von Art. 3 Abs. 4 OHG eine Entscheidkompetenz zukommt (LU und NW), erachtet die Arbeitsgruppe eine Änderung der geltenden Regelung in den kantonalen Einführungsgesetzen oder –verordnungen als unabdingbar. Sie schlägt vor, dass sich die Beratungsstellen auf ihren Kernbereich der Beratung, Begleitung und Unterstützung der Opfer beschränken und ihnen keine über die unmittelbar notwendigen Soforthilfemassnahmen keine eigentlichen Entscheidkompetenzen mehr zugewiesen werden. Denn durch die Beratungstätigkeit mit gleichzeitiger Entscheidkompetenz ergibt sich für die Beraterinnen und Berater eine konfliktträchtige Doppelrolle, die dem opferorientierten Informations-, Unterstützungs- und Begleitungsauftrag der Beratungsstellen zuwiderläuft. Und auch für betroffene Opfer ist es nur schwer verständlich, wenn die gleiche Person bzw. Stelle einerseits zu seinem Wohl und in seinem Interesse eine persönliche Beratungsfunktion wahrnimmt und anderseits darüber entscheiden soll, ob und gegebenenfalls in welchem Umfang ein Leistungsanspruch besteht.

Hingegen sollen über die Erbringung von unmittelbar notwendigen Soforthilfen im Sinne eigentlicher Notmassnahmen mindestens in einem begrenzten Rahmen – beispielsweise gemäss den Richtlinien der Schweizerischen Verbindungsstellenkonferenz OHG (SVK–OHG) – weiterhin die Beratungsstellen entscheiden können. Solche Soforthilfemassnahmen umfassen nach bisheriger Lehre und Praxis mindestens folgende Leistungen:

· 14 Tage Notunterkunft

· 14 Tage Überbrückungsgeld (Berechnung nach SKOS-Richtlinien)

· 4 Stunden anwaltliche Beratung

· 5 psychotherapeutische Sitzungen

· notwendige medizinische Massnahmen

· dringende Transport-, Reparatur- und Sicherungskosten

· Übersetzungskosten

Allerdings soll – nach Auffassung der Arbeitsgruppe – auch für solche Soforthilfemassnahmen ein einheitlich zu bestimmender Grenzbetrag nicht überschritten werden. In Fällen sogenannt erweiterter, d.h. über diesen Grenzbetrag hinausgehender Soforthilfe hat über ein entsprechendes Gesuch – nach Erarbeitung eines Entscheidentwurfs durch das Dienstleistungszentrum – diejenige kantonale Behörde zu entscheiden, die auch über die sogenannte weitere Hilfe bzw. die längerfristigen Massnahmen im Sinne von Art. 3 Abs. 4 OHG entscheidet. Gegebenenfalls müssten die bestehenden kantonalen Einführungsgesetze bzw. Einführungsverordnungen zum OHG entsprechend angepasst werden.

Durch das vorgeschlagene Dienstleistungszentrum im Sinne eines Opferhilfe-Kompetenzzentrums werden die zu erlassenden Entscheide bzw. Verfügungen nur vorbereitet. Die Zuständigkeit und Kompetenz zum Entscheid liegt aber nach wie vor bei der zuständigen kantonalen Behörde; auch für ein allfälliges Rechtsmittelverfahren gelten die entsprechenden kantonalen Bestimmungen. Und auch die Kosten der Opferhilfeleistungen sind von demjenigen Kanton zu tragen, der diese verfügt bzw. das entsprechende Kostenübernahmegesuch des Opfers gutgeheissen hat.

Es gilt zu betonen, dass durch die Schaffung des Dienstleistungszentrums im Sinne eines Opferhilfe-Kompetenzzentrums die eigentlichen Entscheidkompetenzen der kantonalen Behörden unangetastet bleiben; ebenso die kantonalen Bestimmungen bezüglich Rechtsmittelverfahren.

Analog zu den heute geltenden Regelungen sollte die Kompetenzzuweisung nach Schaffung eines zentralen Dienstleistungszentrums wie folgt geregelt werden:

Kanton
Soforthilfe gemäss SVK mit bestimmtem Grenzbetrag
Erw. Soforthilfe, weitere Hilfe, Entschädigung/Vorschuss, Genugtuung

LU
Beratungsstellen
Vorbereitung: Dienstleistungszentrum;

Entscheid: Kt. Sozialamt

ZG
Beratungsstellen
Vorbereitung: Dienstleistungszentrum;

Entscheid: Opferhilfestelle der Sicherheitsdirektion

NW
Beratungsstelle (Kt. Rechtsdienst)
Vorbereitung: Dienstleistungszentrum;

Entscheid: Justiz- und Sicherheitsdirektion

OW
Beratungsstelle (Kt. Sozialamt)
Vorbereitung: Dienstleistungszentrum;

Entscheid: Gesundheits- und Sozialdepartement oder Verhöramt

Bezüglich der konkreten Auswirkungen in den beteiligten Kantonen muss beachtet werden, dass die heutigen Kosten der mit der Entscheidvorbereitung betreffend finanzielle Leistungen befassten kantonalen Fachstellen bzw. Fachperson nach Schaffung eines Dienstleistungszentrums, soweit sie die Opferhilfe betreffen, wegfallen würden; die Beratungskosten blieben weiterbestehen. Hingegen bliebe die Entscheidkompetenz bei der rechtlich zuständigen kantonalen Behörde (s. dazu Tabelle S. 4). Diese Behörde stünde also in direktem Kontakt mit den Fachleuten des – in den meisten Fällen – ausserkantonalen Dienstleistungszentrums. Dies bedingt, dass die Frage der Kompetenzen und Grenzen der administrativen und fachlichen Aufsicht, der Weisungsbefugnis und der Finanzkontrolle aller beteiligten Kantone im Verhältnis zum Dienstleistungszentrum und dessen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vorab geklärt und sichergestellt werden müssen.

c. Geschätzter personeller und finanzieller Aufwand für ein Dienstleistungszentrum

Einleitend gilt es mit aller Deutlichkeit festzuhalten, dass die nachfolgenden Ausführungen und Berechnungen zu den konkret genannten finanziellen Leistungen der einzelnen Kantone lediglich auf Schätzungen und Annahmen beruhen; soweit erhoben, gestützt auf die Erfahrungswerte der einzelnen Kantone aus dem Jahr 2000. Es handelt sich dabei also nicht um die im Falle der Schaffung eines Dienstleistungszentrums für die Kantone tatsächlich anfallenden Kosten. Vielmehr sind dies blosse Modellannahmen, um den jeweils von der Arbeitsgruppe vorgeschlagenen Berechnungsmodus und die Grössenordnung zu verdeutlichen. Eine exakte Berechnung der für die einzelnen Kantone nach Schaffung eines Dienstleistungszentrums anfallenden Kosten ist auch gar nicht möglich, sind doch präzise Voraussagen der kantonalen Belastungen im Bereich Opferhilfe – wie bereits aus den jährlichen Budgetierungen bekannt – nicht möglich. Denn es ist schlechterdings nicht voraussehbar und kaum abzuschätzen, wie viele Straftaten sich in einem Jahr in den einzelnen Kantone ereignen werden, und wie hoch die sich daraus ergebenden gesetzlichen Ansprüche der betroffenen Opfer ausfallen werden.

Der aktuelle personelle Aufwand der mit Gesuchen um erweiterte Soforthilfe, Kostengutsprachen für längerfristige Massnahmen, Entschädigungs-/Vorschuss- und Genugtuungszahlungen befassten Stellen in den Kantonen LU, NW, OW und ZG beträgt im juristischen Bereich per 1.1.2002 insgesamt 210 Stellenprozente (LU = 140 %; ZG = 30 %, NW = 25 %; OW = 15 %); hinzu kommt die rein administrative Belastung einer 50 %-igen Sekretariatsstelle (LU). Dieser bisherige juristische Personalaufwand von 210% müsste voraussichtlich mit der Schaffung einer zentralen Dienstleistungsstelle dank der zu gewinnenden Synergien nicht erhöht werden; dies trotz der auch weiterhin zu erwartenden Zunahme der Fallzahlen und auch trotz der dem Dienstleistungszentrum zusätzlich zuzuweisenden Aufgaben (Öffentlichkeitsarbeit, Regresswesen, zusätzlicher administrativer Aufwand).

Ausgehend vom heutigen Personalaufwand von 210% (juristische Mitarbeiter) + 50% (Sekretariat) wären die reinen Personalkosten für das Dienstleistungszentrum für die vier Kantone auf insgesamt ca. Fr. 300‘000.-- zu veranschlagen. Hinzu kommen die entsprechenden Infrastrukturkosten von mindestens drei Arbeitsplätzen, d.h. zusätzlich ca. Fr. 75'000.--/Jahr (=3x25'000).--.

Zur Aufteilung dieser auf Fr. 375‘000.-- geschätzten Gesamtkosten eines OH-Dienstleistungszen- trums auf die vier beteiligten Kantone (LU, ZG, NW, OW) schlägt die Arbeitsgruppe ein Finanzierungsmodell vor mit ‚Sockelbeiträgen‘ kombiniert mit der Entschädigung für den effektiv geleisteten Aufwand des Dienstleistungszentrums pro Kanton.

Danach beteiligt sich jeder Kanton an der Finanzierung des Dienstleistungszentrums mit einem ‚Sockelbeitrag‘ entsprechend seiner Bevölkerungszahl für die Bereiche Grundangebot, d.h. für die unabhängig von der konkreten Fallzahl vom Dienstleistungszentrum jederzeit zu garantierende Bereitstellung des Fachpersonals sowie der Infrastruktur, für die Öffentlichkeitsarbeit, das Abrechnungs- und Regresswesen, Weiterbildung etc. Dieser Sockelbeitrag beträgt – als Vorschlag –

Fr. --.40 pro EinwohnerIn. Hinzukommt die Entschädigung der effektiv erbrachten Stundenleistungen für die Entscheidvorbereitung pro Fall zu einem Stundenansatz von beispielsweise Fr. 100.--. Allfällige Rückerstattungen würden – analag zur Leistung des Sockelbeitrags – je nach Bevölkerungsschlüssel an die einzelnen Kantone erfolgen.

Zur Veranschaulichung dieses Verrechnungsmodus diene die nachstehende Modellrechnung. Dabei gehen wir von folgenden – nicht verbindlichen, aber realistischen – Annahmen aus:

· die Gesamtkosten (Personal und Infrastruktur) des Dienstleistungszentrums betragen pro Jahr Fr. 375'000.--;

· das Dienstleistungszentrum hat gemäss bisherigen Erfahrungswerten pro Jahr insgesamt ca. 230 Fälle zu behandeln; davon fallen an von LU 150, von ZG 40, von NW 30, von OW 20;

· die angenommenen Bevölkerungszahlen ergeben sich aus den Erhebungen des Bundesamts für Statistik von 1998;

· jeder Fall bedingt (durchschnittlich) einen gleich hohen Arbeitsaufwand von insgesamt 8 Stunden (1 Arbeitstag).

Kanton 
Sockelbeitrag

(Bevölkerungszahl x --.40)
Std.entschädigung

(= Std. x Franken x Fälle)
Total

(hypothetisch)

LU
343'300x--.40 = Fr. 137'320.--
8x100x150 = Fr. 120‘000.--
Fr. 257‘320.--

ZG
  96'026x--.40 = Fr.  38'410.40
8x100 x 40 = Fr.   32‘000.--
Fr.   70'410.40

NW
  37'300x--.40 = Fr.  14'920.--
8x100 x 30 = Fr.   24'000.--
Fr.   38‘920.--

OW
  32'000x--.40 = Fr.  12‘800.--
8x100 x 20 = Fr.   16'000.--
Fr.   28‘800.--

Total
508‘626          = Fr. 203'450.40
                  = Fr. 192'000.--
Fr. 395'450.40

Bei dieser Aufstellung bzw. Rechnung handelt es sich – wie bereits erwähnt – um ein blosses Modell und um die Grössenordnung, nicht aber um die den Kantonen nach Schaffung des Dienstleistungszentrums tatsächlich zufallenden Kosten. Denn die angenommenen Fallzahlen beruhen lediglich auf Erfahrungswerten des Jahres 2000, und auch der in Rechnung gestellte Stundenaufwand ist eine rein theoretische Grösse. Die modellhafte Berechnung dient also einzig der Veranschaulichung und dem besseren Verständnis des Berechnungsmodus, wie er dem von der Arbeitsgruppe vorgeschlagenen Finanzierungsmodell zugrunde liegt. Damit bedeutet auch die grundsätzliche Zustimmung der beteiligten Kantone zu diesem Finanzierungsmodell nicht gleichzeitig auch deren Zustimmung zu den dabei für die einzelnen Kantone vorstehend errechneten Kosten.

Nebst den Entscheidvorbereitungen müsste das Dienstleistungszentrum auch mit der notwendigen Koordination und insbesondere mit der Zusammenstellung der jährlichen Abrechnungen zulasten der einzelnen Kantone beauftragt werden können. Der entsprechende administrative Aufwand wäre dem Dienstleistungszentrum von allen Kantonen zusätzlich und zu gleichen Teilen zu vergüten.

Gleichzeitig müsste das Dienstleistungszentrum auch mit dem Regresswesen, d.h. mit der Frage des Rückgriffs auf den Täter und allfällige Drittleistungserbringer (Versicherungen) betraut werden. Zum einen würden damit diejenigen Kantone, die mangels personeller und zeitlicher Ressourcen bis anhin nur in seltenen Fällen Regresse vorgenommen haben, erheblich entlastet; zum andern kann damit gerechnet werden, dass dadurch ein Teil der den Kantonen anfallenden Kosten wieder einbringlich wäre, wodurch die Leistungen des Dienstleistungszentrums im Regressbereich ohne zusätzliche Entschädigung durch die Kantone finanziert werden könnten. 

Abschliessend gilt es ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass der finanzielle Aufwand, der sich aus den gestützt auf das OHG den Opfern durch die kantonalen Behörden zugesprochenen Leistungen (Kostenübernahmen für Soforthilfe- und längerfristige Massnahmen sowie Entschädigungs- und Genugtuungsleistungen) ergibt, ausschliesslich bei den einzelnen Kantonen anfällt und hier nicht berücksichtigt wird.

d. Weitere Fragen

Es ist der Arbeitsgruppe bewusst, dass sich durch die Schaffung eines Dienstleistungszentrums Zentralschweiz und dem dadurch bedingten interkantonalen Austausch von Akten und Informationen genaue Abklärungen betreffend Datenschutz getroffen werden müssen.

Ebenso wäre zu klären, in welcher Rechtsform die zwischen den Kantonen und dem zu schaffenden Dienstleistungszentrum zu treffenden Vereinbarungen zu verabschieden sind und wie die Modalitäten im einzelnen geregelt werden müssen, allenfalls durch ein gemeinsames EG OHG. Auch gelte es zu prüfen, welchem Dienstrecht die entsprechenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unterstehen und ob den angeschlossenen Kantonen ein diesbezügliches Mitspracherecht eingeräumt werden kann und soll.

Die Arbeitsgruppe erachtet allerdings die Klärung all dieser heiklen Rechtsfragen angesichts der Komplexität und des erheblichen Aufwandes nur bzw. erst dann für angezeigt, wenn die Kantone LU, ZG, NW und OW anlässlich der 70. ZRK der Schaffung eines Dienstleistungszentrums im hier skizzierten Rahmen grundsätzlich zustimmen.

Selbstverständlich soll es dabei auch den Kantonen Uri und Schwyz freistehen, auf ihren bisher ablehnenden Entscheid zurückzukommen und sich künftig an der Weiterverfolgung der anvisierten Zusammenarbeit zu beteiligen. Sollten sich die Kantone Schwyz und Uri jedoch definitiv nicht an einer Zusammenarbeit beteiligen, so wären klare Abgrenzungen – insbesondere auch bezüglich der Leistungen von Beratungsdiensten der beteiligten Kantone gegenüber Opfern aus den Kantonen Schwyz und Uri – unabdingbar.

3. Koordination und Finanzierung von Beratungsstellen, insbesondere der Spezialberatungen

a.
Koordination

Dem Opfer steht die Wahl der Beratungsstelle von Bundesrechts wegen grundsätzlich frei. Insbesondere die Opfer aus kleinen Kantonen ziehen es oft vor, sich, aus Gründen der Anonymität, an eine ausserkantonale Beratungsstelle zu wenden.

Heute werden zumindest die in Art. 3 OHG genannten unentgeltlichen Leistungen von den Beratungsstellen auch an ausserkantonale Opfer erbracht, ohne dass diese Leistungen weiterverrechnet werden. Und auch für die Fälle von Kostengutsprachen für längerfristige Massnahmen (Art. 3 Abs. 4 OHG) zu Gunsten ausserkantonaler Opfer gibt es keine interkantonal verbindliche Rechtsgrundlage zur Weiterverrechnung an den jeweiligen Wohnsitzkanton des Opfers. Für den die Beratungsleistung erbringenden Kanton können sich durch solche ausserkantonalen Opferhilfefälle nicht unerhebliche Zusatzkosten ergeben. Dieser unbefriedigende Zustand – von dem insbesondere der Kanton Luzern betroffen war – hat dazu geführt, dass die Beratungsstellen die ausserkantonalen Opfer oftmals wieder in ihren Wohnsitzkanton zurückverwiesen haben. Aus diesem Grund haben die „Opferströme“ zwischen den Kantonen in letzter Zeit wieder abgenommen. In denjenigen Fällen allerdings, in denen das Opfer auf die im gemäss OHG zustehende Inanspruchnahme einer ausserkantonalen Beratungsstelle besteht, darf es von einer ausserkantonalen Beratungsstelle nicht abgewiesen werden. Diese Problematik muss aus Sicht der Arbeitsgruppe dringend gelöst werden. Und so empfiehlt denn auch die Schweizerische Verbindungsstellenkonferenz der kantonalen Sozialdirektoren (SVK-OHG) in ihren Richtlinien vom 1.5.1998 ausdrücklich die Erarbeitung einer gemeinsamen Kostenregelung unter den Kantonen.

Eine solche Regelung in einem gemeinsamen Raum wie der Zentralschweiz ist ein wichtiges Element eines modernen Föderalismus und ein Zeichen für den ernsthaften Willen zur Zusammenarbeit. Zudem ergänzt diese Regelung die Zusammenarbeit im Rahmen des Dienstleistungszentrums zur Entscheidvorbereitung gemäss Ziffer 2 dieses Berichts. Dieses Dienstleistungszentrum wird sämtliche Gesuchsentscheide, d.h. Gesuche aus allen beteiligten Kantonen, nach einheitlichen Grundsätzen vorbereiten. Schon dadurch ergäbe sich automatisch auch eine engere Verbindung der zusammengeschlossenen Kantone mit allen, d.h. auch mit den ausserkantonalen Beratungsstellen. Dies gilt insbesondere auch für die sogenannten Spezialberatungsstellen mit einer ganz bestimmten Opferklientel (ausschliesslich Kinder; ausschliesslich Frauen; ausschliesslich Verkehrsopfer etc.) und mit speziell dafür ausgebildeten Beraterinnen und Beratern. Denn nicht alle Kantone sind in der Lage, selber solche fachspezifisch orientierten Beratungsstellen anbieten zu können. Im Sinne einer wirksamen und effizienten Opferhilfe sollte dieses Angebot aber möglichst vielen Betroffenen zur Verfügung stehen. Um für alle Opfer in der Zentralschweiz ein gleichwertiges, möglichst kompetentes Beratungsnetz anbieten und dazu unter den Kantonen eine möglichst optimale Zusammenarbeit realisieren zu können, schlägt die Arbeitsgruppe vor, dass jeder der angeschlossenen Kantone – nebst der/den eigenen innerkantonalen Beratungsstelle/n – auch alle anderen ausserkantonalen Beratungsstellen, insbesondere auch die Spezialberatungsstellen, als seine eigenen anerkennt.

Heute bestehen in der Zentralschweiz insgesamt 8 Beratungsstellen (3 LU, 3 ZG, 1 NW, 1 OW), die von den jeweils zuständigen Behörden des Sitzkantons anerkannt sind. Die Arbeitsgruppe legt Wert auf die Feststellung, dass die Zahl der heute bestehenden Beratungsstellen auch bei der anvisierten engeren Zusammenarbeit der Kantone grundsätzlich nicht reduziert werden darf. Jedenfalls ist es unabdingbar, dass jeder Kanton den Betroffenen weiterhin mindestens eine erste beratende Anlaufstelle zur Verfügung stellt.

Gemäss Art. 3 Abs. 3 OHG sind die Kantone verpflichtet, die Beratungsleistungen so zu organisieren, dass jederzeit Soforthilfe geleistet werden kann. Um diese Verpflichtung zu einem 24-Stunden Notfalldienst erfüllen zu können, schlägt die Arbeitsgruppe ebenfalls eine gemeinsame Lösung für alle beteiligten Kantone vor in Form eines gemeinsamen Auftrags an den Verein ‚Die Dargebotene Hand‘ (Tel. Nr. 143) sowie an die ‚Telefonhilfe für Kinder und Jugendliche‘ (Tel. Nr. 147) für Notfälle ausserhalb der üblichen Büro- bzw. Öffnungszeiten. Eine entsprechende Vereinbarung hat beispielsweise der Kanton Zug mit der ‚Dargebotenen Hand‘ bereits per 1.1.1998 abgeschlossen. Darin verpflichtet sich ‚Die Dargebotene Hand‘ ausserhalb der Bürozeiten der Beratungsstellen anrufenden Opfern aus dem Kanton Zug eine Erstberatung zu erteilen und sie ausdrücklich auf die einzelnen Zuger Beratungsstellen hinzuweisen. Dafür wird ‚Die Dargebotene Hand‘ jährlich mit einem Pauschalbetrag von Fr. 3'000.-- entschädigt. Es muss davon ausgegangen werden, dass dieser Betrag im Falle eines Anschlusses von drei weiteren Kantonen (LU, NW, OW) sich mindestens verdoppeln, d.h. auf insgesamt ca. 6'000.-- ansteigen würde.

b. Finanzierung

Analog zum Finanzierungsmodell für das Dienstleistungszentrum (Ziff. 2. c. vorstehend) schlägt die Arbeitsgruppe auch für die Aufteilung der Kosten aller erbrachten Beratungsleistungen auf die einzelnen Kantone das Modell eines Sockelbeitrags je nach Bevölkerungszahl (z.B. Fr. 1.-- pro EinwohnerIn) kombiniert mit einer Stundenentschädigung gemäss effektiv geleisteten Beratungsstunden (z.B. Fr. 80.--/Std.) vor. Damit wird eine möglichst ausgewogene und gerechte Kostenverteilung erzielt, werden doch nebst Berücksichtigung der Bevölkerungszahlen („Sockelbeitrag“ zur Sicherung der ständigen personellen und infrastrukturellen Verfügbarkeit der Beratungsstellen) auch die tatsächliche Inanspruchnahme der Beratungsstellen nach ihrem effektiven Aufwand entschädigt.

Stichhaltige oder gar verbindliche Angaben über die heutigen Kosten der einzelnen kantonalen Beratungsstellen können lediglich in Bezug auf den Kanton Luzern mit drei verwaltungsunabhängigen Beratungsstellen (Frauenzentrale Luzern; Verein VIVA; SozialBeratungs-Zentrum Luzern) gemacht werden. Denn in den Kantonen Nid- und Obwalden werden diese Leistungen ausschliesslich von verwaltungsinternen Stellen (NW: Kt. Rechtsdienst; OW: Kt. Sozialamt) erbracht. Im Kanton Zug sind zwei von drei Beratungsstellen verwaltungsunabhängige Stellen (Frauenzentrale des Kantons Zug; ‚triangel‘-Beratungsdienste der ev.-ref. Kirchgemeinde Zug); eine Beratungsstelle ist bei der Gesundheitsdirektion angegliedert. Und auch die heute geltenden Entschädigungsmodalitäten für die verwaltungsexternen Beratungsstellen der Kantone LU und ZG sind unterschiedlich. Während der Kanton LU seinen drei Beratungsstellen Pauschalbeträge für Beratungen, Leitung, Administration etc. von jährlich insgesamt Fr. 767'000.-- ausrichtet, entschädigt der Kanton ZG seine beiden verwaltungsexternen Beratungsstellen nach geleistetem Stundenaufwand bezüglich Beratung, Leitung, Administration etc.. Diese Entschädigung betrug im Jahr 2000 für beide Stellen im Kanton ZG insgesamt Fr. 285'054.05. Die im Jahr 2000 von den fünf verwaltungsexternen (Spezial-) Beratungsstellen erbrachten Leistungen in den Kantonen LU und ZG ergaben somit eine Gesamtbelastung von rund 1 Mio. Franken.

Angenommen, die Kantone NW, OW und ZG hätten für die Leistungen ihrer verwaltungsinternen Beratungs- oder blossen Anlaufstellen noch einmal Fr. 100'000.-- aufgewendet, ergäbe dies eine Gesamtbelastung aller Zentralschweizer Kantone für Aufwendungen im Zusammenhang mit Opferberatungen von insgesamt 1,1 Mio. Franken. Dieser Betrag ist demnach ebenfalls eine blosse Annahme, die nur teilweise (LU, ZG) auf konkreten Erfahrungswerten beruht. 

Würde dieser – zum Teil realistische (im Jahr 2000 für LU, ZG), zum Teil fiktive (NW, OW, ZG) – Aufwand nach dem von der Arbeitsgruppe empfohlenen Kostenschlüssel (Sockelbeitrag gemäss Bevölkerung + Restbetrag gemäss Beratungsstunden) aufgeteilt, ergibt sich folgende Rechnung unter den gestützt auf die Erfahrungswert des Jahres 2000 angenommenen Grössen:

· die Gesamtkosten (Personal und Infrastruktur) aller Beratungsstellen betragen pro Jahr Fr. 1'100'000.--;

· der Sockelbeitrag wird mit Fr. 1.--/EinwohnerIn veranschlagt;

· die Anzahl der Beratungsfälle ist in etwa 5mal höher als die sich daraus ergebenden Entscheidfälle; damit ergeben sich gestützt auf die bereits zitierten Erfahrungswerte für LU 750 (=5x150), für ZG 200 (=5x40), für NW 150 (5x30), OW 100 (=5x20);

· jeder Beratungsfall bedingt einen gleich hohen Arbeitsaufwand (ca. 4 Std./Fr. 80.--);

Kanton
Sockelbeitrag Fr. 1.--/

EinwohnerIn
Entschädigungsbeitrag

= (1'100‘000 – 508‘626) = 591‘374

gemäss Beratungsaufwand bzw. Fallzahl
Total Beitrag

(hypothetisch)

LU
Fr. 343‘300
   750 Fälle = Fr. 369'608.70
Fr.    712'908.70

ZG
Fr.   96‘026
   200 Fälle = Fr.   98'562.40
Fr.    194'588.40

NW
Fr.   37‘300
   150 Fälle = Fr.   73'921.70
Fr.    111'221.70

OW
Fr.   32‘000
   100 Fälle = Fr.   49'281.20
Fr.      81'281.20

TOTAL
Fr. 508‘626
1‘200 Fälle = Fr. 591‘374.--
Fr. 1'100'000.--

Selbstverständlich müsste für diese Kostenaufteilung eine für alle angeschlossenen Kantone gleich geltende Regelung der Modalitäten betreffend Entschädigung und Aufwanderfassung erarbeitet werden.

Abschliessend sei noch einmal ausdrücklich darauf hingewiesen, dass es sich auch hier um eine blosse Modellrechnung handelt, die sich nur teilweise auf konkrete Erfahrungswerte (aus dem Jahre 2000) abstützen kann. Die genannten Totalbeiträge verstehen sich also nicht als verbindliche Kostenverpflichtungen der Kantone, sondern dienen einzig und allein der Erläuterung des von der Arbeitsgruppe vorgeschlagenen Be- bzw. Verrechnungsmodus.

3. Gemeinsame Öffentlichkeitsarbeit

Kommt das Projekt einer gemeinsamen Opferhilfe in der Zentralschweiz zustande, ist auch eine von allen Kantonen gemeinsam erarbeitete Strategie und entsprechende Umsetzung im Bereich Öffentlichkeitsarbeit unabdingbar. Eine wirksame Opferhilfe kann nur dann umgesetzt werden, wenn die Bevölkerung regelmässig und umfassend über die vorhandenen Angebote der Opferhilfe orientiert wird. Aber auch Behörden, insbesondere Polizeistellen, Untersuchungsbehörden und Gerichte, Sozialämter und Schulbehörden sowie andere interessierte und mit Opferhilfefällen befasste Stellen und Fachkreise wie Spitäler, Ärzteschaft, Anwaltsverbände etc. sind permanent zu informieren. Die Öffentlichkeitsarbeit bedingt zum einen regelmässige Publikationen der vorhandenen Beratungsangebote in den einzelnen Kantonen, aber auch andere Aktionen, wie beispielsweise Schulungen bestimmter Zielgruppen, Orientierungsveranstaltungen, themenorientierte Aktionen oder Medienberichterstattungen. Diese wichtige und anspruchsvolle Aufgabe müsste zu einer optimalen Koordination ebenfalls an das Dienstleistungszentrum übertragen werden; diesem wäre dafür von Seiten der einzelnen Kantone ein jährlich zu bestimmender fixer Betrag zur Verfügung zu stellen.

III.
Anträge

Gestützt auf die vorstehenden Darlegungen unterbreitet die Arbeitsgruppe der 70. ZRK vom 16. Mai 2002 zum Zweck einer koordinierten Opferhilfe im Sinne einer erweiterten Zusammenarbeit in der Zentralschweiz folgende

Anträge:

1.
Betreffend gemeinsames Dienstleistungszentrum:


Nach Rücksprache in den Regierungen der Kantone LU, ZG, OW und NW erklären deren Vertreterinnen und Vertreter zu Handen der ZRK ihre grundsätzliche Zustimmung


-
zur Schaffung eines Dienstleistungszentrums gemäss vorstehendem Bericht;


-
zur Verteilung der Kosten für die vom Dienstleistungszentrum für die einzelnen Kantone vorbereiteten Entscheide gemäss dem vorgeschlagenen Berechnungsmodus (Sockelbeitrag gemäss Bevölkerungszahl + Stundenentschädigung gemäss effektivem Aufwand); 


-
zur Entschädigung des Dienstleistungszentrums für die für alle beteiligten Kantone zu leistende Öffentlichkeitsarbeit;

2. Betreffend Beratungsstellen:


Nach Rücksprache in den Regierungen der Kantone LU, ZG, OW und NW erklären deren Vertreterinnen und Vertreter zu Handen der ZRK ihre grundsätzliche Zustimmung


-
zur je gegenseitigen Anerkennung sämtlicher vom Standortkanton anerkannten Beratungsstellen in der Zentralschweiz;


-
zur Verteilung der Kosten für die von den Beratungsstellen erbrachten Leistungen gemäss vorgeschlagenem Berechnungsmodus (Sockelbeitrag gemäss Bevölkerungszahl; Restaufwand nach Anzahl Beratungsfälle);


-
zur gemeinsamen Organisation eines 24-Stunden Notfalldienstes durch gemeinsame Vereinbarung mit dem Verein ‚Die Dargebotene Hand‘ und der ‚Telefonhilfe für Kinder und Jugendliche‘;

3.
Kanton Uri und Kanton Schwyz 


Die Kantone Uri und Schwyz werden gebeten, zu prüfen, ob sie sich dem Projekt ebenfalls anschliessen wollen.

4.
Zum weiteren Vorgehen:


Die Arbeitsgruppe unter der Leitung von Landammann Hanspeter Uster wird gestützt auf die verbindlichen Beschlüsse unter Ziffer 1 und 2 beauftragt, das Projekt einer gemeinsamen Opferhilfe in der Zentralschweiz weiterzuverfolgen und zu Handen der ZRK vom Frühjahr 2003 einen entsprechenden Abschlussbericht zur abschliessenden Genehmigung vorzulegen.

Zug, 16. April 2002
Der Präsident der Arbeitsgruppe


Hanspeter Uster, Landammann des Kantons Zug

� Bericht der Arbeitsgruppe an die Zentralschweizer Gesundheitsdirektorenkonferenz (GDK) vom 1.3.2001


  betreffend Organisation der Opferhilfe in der Zentralschweiz


� Bericht und Antrag der ZGDK zu Handen der ZRK vom 10.5.01 „Gemeinsame Organisation der Opferhilfe


  in der Zentralschweiz“ vom 25.4.01
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